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Otto Fricke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
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Potentielle Wettbewerbsverzerrungen durch Grundstücksvergabe der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Aufgabe der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist unter anderem 
die Verwaltung und wirtschaftliche Verwertung von Grundstücken, die für 
Zwecke des Bundes nicht mehr benötigt werden. Zu diesem Zweck verkauft 
die BImA Grundstücke teilweise unterhalb des Verkehrswertes. Rechtliche 
Grundlage dafür bilden der Haushaltsvermerk Nummer 60.3 des Einzelplans 
60 und die Richtlinie der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben zur verbillig-
ten Abgabe von Grundstücken.

 1. Welche rechtlichen oder sonstigen Regelungen (abseits der in der Vorbe-
merkung der Fragesteller genannten) muss die BImA beim Verkauf von 
Grundstücken und Flächen berücksichtigen?

 2. Welche rechtlichen oder sonstigen Regelungen (abseits der in der Vorbe-
merkung der Fragesteller genannten) muss die BImA bei einem Verkauf 
von Grundstücken und Flächen unterhalb des Verkehrswertes berück-
sichtigen?

Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet.
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) handelt beim Verkauf von 
entbehrlichen Liegenschaften fiskalisch und muss sich insoweit an alle bundes- 
und landesrechtlichen Rechtsvorschriften sowie an das EU-Recht halten.
Insbesondere darf die BImA gemäß § 10 des Gesetzes über die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben (BImAG) i. V. m §§ 63 und 64 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) entbehrliche Liegenschaften grundsätzlich nur zum vollen 
Wert verkaufen. Der volle Wert entspricht dem Verkehrswert gemäß § 194 des 
Baugesetzbuches (BauGB). Der Verkehrswert wird durch den Preis bestimmt, 
der in dem Zeitpunkt, auf den sich die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr nach den rechtlichen Gegebenheiten und tatsächlichen Eigen-
schaften, der sonstigen Beschaffenheit und der Lage des Grundstücks oder des 
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sonstigen Gegenstands der Wertermittlung ohne Rücksicht auf ungewöhnliche 
oder persönliche Verhältnisse zu erzielen wäre.
Der Verkauf von Liegenschaften unterhalb des Verkehrswertes ist haushalts-
rechtlich gemäß § 63 Absatz 3 Satz 2 BHO nur zulässig, wenn entsprechende 
Ausnahmen im Haushaltplan des Bundes zugelassen sind. Im Fall der Verbilli-
gung bildet aktuell der im Bundeshaushaltsplan zu Einzelplan 60, Kapitel 6004, 
Titel 121 01 ausgebrachte Haushaltsvermerk Nr. 60.3 die maßgebliche Ausnah-
meregelung. Sofern die Gewährung von Kaufpreisnachlässen EU-beihilferecht-
liche Relevanz hat (z. B. beim sozialen Wohnungsbau), hat die BImA zusätz-
lich das EU-Beihilferecht, insbesondere die Regelungen zur Kontrolle staatli-
cher Beihilfen (Artikel 107 ff. des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union (AEUV)) zu berücksichtigen.

 3. Welche Liegenschaften, Grundstücke oder Flächen hat die BImA seit 
2015 vergünstigt (unterhalb des Verkehrswertes) verkauft (bitte tabella-
risch den Käufer inklusive des Anteils, den die Kommune ggf. an einer 
Gesellschaft hält, den Verkaufspreis, Verkehrswert, die Fläche, geplante 
Nutzung und ob eine Ausschreibung erfolgte auflisten)?

Nach dem zu Einzelplan 60, Kapitel 6004, Titel 121 01 ausgebrachten Haus-
haltsvermerk Nr. 60.3 ist zugelassen, dass die BImA an Gebietskörperschaften 
sowie privatrechtliche Gesellschaften/Unternehmen, Stiftungen oder Anstalten, 
an denen die Kommune/Gebietskörperschaft mehrheitlich beteiligt ist, in deren 
Gebiet gelegene entbehrliche Grundstücke im Wege des Direktverkaufs ohne 
Bieterverfahren unterhalb des gutachterlich ermittelten Verkehrswertes veräu-
ßern kann, wenn der Grundstückserwerb unmittelbar zur Erfüllung einer öffent-
lichen Aufgabe dient, zu der die Kommune/Gebietskörperschaft gesetzlich ver-
pflichtet ist oder die sie auf der Grundlage der jeweiligen Kommunalverfas-
sung/Gemeindeordnung des Landes wahrnimmt. Die Bundesanstalt bietet sol-
che Grundstücke zuerst den Erwerbsberechtigten an (Erstzugriff). Kaufangebo-
te Dritter bleiben in diesen Fällen unberücksichtigt.
Darüber hinaus ist eine vollständige oder teilweise Weiterveräußerung eines 
verbilligt erworbenen Grundstücks an private Dritte bei Fortbestand und Wei-
tergabe der gewährten Verbilligung zu gleichen Bedingungen möglich, soweit 
sich die Kommune/Gebietskörperschaft des Dritten zur Erfüllung der öffentli-
chen Aufgabe bzw. des Verbilligungszwecks bedient. Einzelheiten werden 
durch die Richtlinie der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben zur verbilligten 
Abgabe von Grundstücken (VerbR 2018) geregelt.
Der Kreis der Erstzugriffsberechtigten ist beschränkt auf Gebietskörperschaften 
(insbesondere Kommunen) und privatrechtliche Gesellschaften/Unternehmen, 
Stiftungen oder Anstalten, an denen die Gebietskörperschaften mehrheitlich be-
teiligt sind. Bei der Gewährung von Kaufpreisnachlässen prüft die BImA inso-
weit nur, ob ein mehrheitlicher kommunaler Anteil vorliegt. Da die BImA kei-
ne weitergehenden Daten zu den kommunalen Anteilen erfasst, können diesbe-
zügliche Angaben nicht gemacht werden.
Die von der BImA im Zeitraum von 2015 bis zum 21. Mai 2021 entsprechend 
dem vorgenannten Haushaltsvermerk verkauften Liegenschaften sind in der 
Anlage 1 dargestellt.
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 4. Welche Liegenschaften, Grundstücke oder Flächen hat die BImA seit 
2015 exklusiv (d. h. ohne Ausschreibung) an Kommunen oder Gesell-
schaften mit kommunaler oder sonstiger staatlicher Beteiligung verkauft?

a) Was waren jeweils die Gründe dafür?

b) Wer und zu welchen Anteilen waren die jeweiligen Gesellschafter?

Die Fragen 4 bis 4b werden gemeinsam beantwortet.
Die BImA bietet auf der Grundlage des vorgenannten Haushaltsvermerks 
Nr. 60.3 sowie der vom Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages gebil-
ligten „Richtlinie der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) zur ver-
billigten Abgabe von Grundstücken (VerbR 2018)“ den Kommunen/Gebiets-
körperschaften oder mehrheitlich von Kommunen getragenen Gesellschaften 
entsprechende BImA-Grundstücke zum Direkterwerb auf der Basis einer gut-
achterlichen Wertermittlung ohne Ausschreibung an. Voraussetzung für die 
Ausübung des Erstzugriffs ist die Abgabe einer verbindlichen Erklärung der 
Kommune/Gebietskörperschaft gegenüber der BImA, dass der Erwerb dauer-
haft unmittelbar der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe dient, zu der die 
Kommune/Gebietskörperschaft gesetzlich verpflichtet ist oder die sie auf der 
Grundlage der jeweiligen Kommunalverfassung/Gemeindeordnung des Landes 
wahrnimmt.
Die von der BImA im Zeitraum von 2015 bis zum 21. Mai 2021 im Rahmen 
des Erstzugriffs verkauften Liegenschaften sind in der Anlage 2 dargestellt.

 5. Wie prüft die BImA bei vergünstigt abgegebenen Liegenschaften, 
Grundstücken und Flächen, ob die Kriterien für einen vergünstigten Ver-
kauf im Nachhinein eingehalten werden?

a) Zu welchen Zeitpunkten vor, bei und nach dem Verkauf prüft die BI-
mA, ob die Kriterien zutreffen?

b) Wie lange nach dem Verkauf prüft die BImA, ob die Kriterien zutref-
fen?

Die Fragen 5 bis 5b werden gemeinsam beantwortet.
Die BImA prüft die Einhaltung der Kriterien für einen vergünstigten Verkauf 
u. a. durch die Einholung geeigneter Nachweisunterlagen und Auskünfte. Hier-
zu zählen beispielsweise Baugenehmigungen nebst den dazugehörigen Plänen 
und Flächenberechnungen, Bauabschluss-/Fertigstellungsanzeigen, Bestätigun-
gen zur Nutzungsaufnahme oder Anfragen bei den örtlich zuständigen Bauauf-
sichtsbehörden. Darüber hinaus wird die Einhaltung der Zweckbestimmungen 
regelmäßig durch Vor-Ort-Besichtigungen der verbilligt veräußerten Liegen-
schaften überwacht.
Nach dem Verkauf prüft die BImA die Einhaltung der Voraussetzungen regulär 
mit Anzeige der Fertigstellung des verbilligungsfähigen Nutzungszwecks, spä-
testens jedoch zum Ablauf der kaufvertraglich vereinbarten Herrichtungsfrist. 
Im Anschluss prüft die BImA die Einhaltung der Zweckbestimmung in zeitli-
chen Abständen von zwei Jahren bis zum Ablauf der kaufvertraglich vereinbar-
ten Nutzungsbindungsfrist. Diese beträgt mindestens zehn Jahre ab Aufnahme 
der verbilligungsfähigen Nutzung.
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 6. Für welche Verkäufe hat die BImA seit 2015 Nachzahlungen des Kauf-
preisabschlags geltend gemacht?

a) Wer war der jeweilige Käufer?

b) Welche Rechtsform und Eigentümerstruktur hatte der jeweilige Käu-
fer?

c) In welchen dieser Fälle hatte die Kommune als (anteiliger) Käufer 
nur eine Minderheitsbeteiligung?

d) Was war die ursprünglich vereinbarte Nutzung des betroffenen 
Grundstücks?

e) Was war die tatsächliche Nutzung des Grundstücks?

f) Was waren die Gründe für die Nachzahlungen?

Die Fragen 6 bis 6f werden gemeinsam beantwortet.
Insgesamt wurden bisher bei fünf Verkaufsvorgängen Nachzahlungen des 
Kaufpreisabschlags geltend gemacht. Dies betrifft Fälle in den Gemeinden Au-
gustdorf und Niederkrüchten sowie die Städte Freyung und Feuchtwangen in 
der Rechtsform „Körperschaften des öffentlichen Rechts“ und die Gemeinde-
werke Garmisch-Partenkirchen in der Rechtsform „Anstalt des öffentlichen 
Rechts“. In keinem der vorgenannten Fälle hielt eine Kommune als (anteilige) 
Käuferin nur eine Minderheitsbeteiligung. Bei drei Verkaufsvorgängen war ei-
ne Nutzung für den Bau und Betrieb allgemeiner Basisinfrastruktureinrichtun-
gen, die ohne Gegenleistung zur öffentlichen Verwendung bereitgestellt wer-
den, und bei zwei Verkaufsvorgängen eine Nutzung für die Unterbringung von 
Flüchtlingen und Asylbegehrenden vereinbart.
Eine Nachzahlung des Kaufpreisabschlages wurde bei zwei Fälle aufgrund ei-
ner ganz oder teilweise zweckwidrigen Nutzung als Waldfläche geltend ge-
macht. In einem Fall wurde auf einer Teilfläche der verbilligt veräußerten Lie-
genschaft vertragswidrig das Vereinsheim eines überwiegend privat geprägten 
Vereins errichtet, einmal wurde die vertraglich vereinbarte Herrichtungsfrist 
nicht eingehalten und einmal die verbilligungskonforme Nutzung als Unter-
kunft für Flüchtlinge und Asylbegehrende vorfristig aufgegeben.

 7. Wie viele Wohnungen sind auf vergünstigt verkauften Liegenschaften 
und Grundstücken seit 2015 entstanden?

Wie groß war der Anteil von freien Mietwohnungen, sozial geförderten 
Mietwohnungen, freien Eigentumswohnungen und sozial geförderten Ei-
gentumswohnungen (bitte zusätzlich auch die Quadratmeterzahlen ange-
ben)?

 8. Wie viele Wohnungen sind auf vergünstigt verkauften Liegenschaften 
und Grundstücken zurzeit in Planung bzw. Bau?

Wie groß war der Anteil von freien Mietwohnungen, sozial geförderten 
Mietwohnungen, freien Eigentumswohnungen und sozial geförderten Ei-
gentumswohnungen (bitte zusätzlich auch die Quadratmeterzahlen ange-
ben)?

Die Fragen 7 und 8 werden zusammen beantwortet.
Im Zeitraum seit Inkrafttreten der Verbilligungsrichtlinie (VerbR) im Jahr 2015 
bis Ende Mai 2021 hat die BImA durch den Verkauf von entbehrlichen Liegen-
schaften den Bau von insgesamt rund 17 000 Wohnungen initiiert, für rund 
5 300 wurde dabei eine Verbilligung für Zwecke des sozialen Wohnungsbaus 
nach der VerbR 2018 gewährt. Von den Letztgenannten sind rund 300 Wohnun-
gen bereits errichtet worden.
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Für die frei finanzierten Wohnungen besteht keine Rechenschaftspflicht der 
Käufer. Vereinzelt wurden in den Kaufverträgen ergänzende Angaben getrof-
fen, wie viele frei finanzierte Wohneinheiten die Käufer auf den verbilligt ver-
äußerten Liegenschaften zu errichten gedenken. Die Zahl der frei finanzierten 
Wohnungen ist daher nicht abschließend. Ferner liegen der BImA Angaben zur 
Verteilung zwischen Miet- und Eigentumswohnungen sowie den Quadratmeter-
zahlen nicht vor und können daher nicht genannt werden.

 9. Wie bewertet die Bundesregierung den Verkauf der Liegenschaft „Ehe-
malige Französische Wohnanlage Belvedere“ in Trier (siehe Nummer 
296 in der Anlage zur Bundestagsdrucksache 19/25092)?

a) Wer waren die Käufer dieser Liegenschaft?

b) Welchen Verkehrswert hatte die Liegenschaft bzw. hatten bei einer 
Aufteilung die jeweiligen Teile der Liegenschaft?

c) Welchen Verkaufspreis hat die BImA mit den jeweiligen Käufern 
vereinbart?

d) Trifft es zu, dass die BImA vor Verkauf Sanierungsarbeiten an den 
Bestandsgebäuden vorgenommen hat, und wenn ja, welche?

e) Welche Maßnahmen haben die Käufer bisher auf dieser Liegenschaft 
unternommen?

f) Mit welcher Begründung erfolgte nach Informationen der Fragestel-
ler ein exklusiver Verkauf (ohne Ausschreibung) der Liegenschaft?

g) Welche übergeordneten kommunalen Ziele wurden durch den exklu-
siven Verkauf erreicht?

h) Welche weiteren formellen oder informellen Angebote von privaten 
Unternehmen lagen der BImA zu dieser Liegenschaft vor, und wie 
hoch war das jeweilige Angebot?

i) Welche Auflagen hat die BImA den Käufern der Liegenschaft „Ehe-
malige Französische Wohnanlage Belvedere“ mit Vertragsabschluss 
gemacht?

j) Welche vertraglichen Vereinbarungen hat die BImA mit den Käufern 
getroffen, um die Exklusivität des Verkaufs zu rechtfertigen?

k) Sieht die Bundesregierung diese Auflagen als erfüllt an?

l) Wie begründet die BImA die Aufteilung des Grundstückes „Ehemali-
ge Französische Wohnanlage Belvedere“ in zwei Teile und an zwei 
unterschiedliche Käufer?

m) Wie bewertet die Bundesregierung den exklusiven Verkauf (ohne 
Ausschreibung) des größeren Teils der Liegenschaft an die Projek-
tentwicklungsgesellschaft EGP GmbH?

n) Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der kommunale 
Anteil an der EGP GmbH?

o) Wer sind nach Kenntnis der Bundesregierung die übrigen Gesell-
schafter der EGP GmbH, und wie hoch ist deren jeweiliger Anteil?

p) Plant die BImA, aufgrund des Weiterverkaufs von Teilen der Liegen-
schaft Nachzahlungen geltend zu machen?

Käufer der Liegenschaft waren die EGP GmbH, Trier (Teil 1) und die Stadt 
Trier (Teil 2). Bei der EGP GmbH werden 85 Prozent der Unternehmensteile 
von Kommunen oder kommunalbeherrschten Unternehmen und 15 Prozent von 
privater Hand gehalten.
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Der Wert des Teils 1 belief sich auf 5,5 Mio. Euro und des Teils 2 auf 3,6 Mio. 
Euro. Als Kaufpreis wurde der jeweilige Verkehrswert vereinbart. Der Verkauf 
an die Stadt Trier (Teil 2) erfolgte unter Gewährung einer Verbilligung in Höhe 
von 1,25 Mio. Euro für Zwecke des sozialen Wohnungsbaus. Dementsprechend 
betrug der zu zahlende Kaufpreis 2,35 Mio. Euro. Die Liegenschaft wurde auf 
Grund der Teilnutzung der Liegenschaft zur Unterbringung von Asylbegehren-
den und Flüchtlingen sowie der Schaffung sozialen Wohnraums in den Be-
standsgebäuden durch die Stadt Trier in zwei Teilen veräußert.
Die rechtliche Grundlage für den Direktverkauf ist der Beschluss des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages vom 21. März 2012 zur Erst-
zugriffsoption an Gebietskörperschaften oder mehrheitlich von diesen getrage-
nen Gesellschaften, für die Verbilligung der o. a. Haushaltsvermerk Nr. 60.3 
und die Verbilligungsrichtlinie der BImA. Der öffentliche Zweck des Direkt-
verkaufs war die Beseitigung städtebaulicher Missstände und die Schaffung 
von sozialem Wohnraum.
Als weiteres Angebot lag der BImA die Interessenbekundung der Firma 
Matthias Ruppert Holding GmbH, 54518 Esch vor, die einen Kaufpreis in Höhe 
von 10 Prozent über dem Angebotspreis der Stadt Trier bzw. der EGP in Aus-
sicht gestellt hatte.
Anlässlich der Unterbringung von Asylbegehrenden und Flüchtlingen auf der 
Liegenschaft wurden im Rahmen der Erstherrichtung vor der Veräußerung an 
die Stadt Trier verschiedene Bestandsgebäude vom Bedarfsträger saniert. Von 
der BImA wurden keine Sanierungsarbeiten an den Bestandsgebäuden durchge-
führt.
Bisher wurden auf der Liegenschaft geplante Abbruchmaßnahmen im Teilbe-
reich 1 weitestgehend abgeschlossen und das Bodenordnungsverfahren einge-
leitet. Der Teilbereich 2 wird nach Kenntnis der BImA noch zur Unterbringung 
von Flüchtlingen beziehungsweise für Personen mit Wohnberechtigungsschein 
genutzt.
Der Kaufvertrag für die Liegenschaft „Ehemalige Französische Wohnanlage 
Belvedere“ sieht Auflagen zur Wertanpassung im Falle einer höherwertigen 
Nutzung für die Teilbereiche 1 und 2, zur Nachzahlung des Verbilligungsab-
schlages für den Fall, dass keine oder wenigen Sozialwohnungen als vereinbart 
geschaffen werden (Teilbereich 2) und zur Erstattung ersparter Abbruchkosten 
(Teilbereich 2) vor. Ferner werden bei einem Weiterverkauf eventuelle Rechts-
nachfolger beider Teilbereiche in gleicher Weise zur Einhaltung dieser Aufla-
gen verpflichtet.
Der städtebauliche Rahmenplan „Belvedere“ (Schaffung von Wohnraum/Schaf-
fung sozialer Wohnungsbau) ist Anlage zum Kaufvertrag. Die von der Stadt in 
der Zweckerklärung angegebene Nutzung „Schaffung von Wohnungen im sozi-
alen Wohnungsbau im Sinne des Wohnraumförderungsgesetzes, des Woh-
nungsbindungsgesetzes sowie den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmun-
gen“ ist explizit im Kaufvertrag benannt. Für die Nichteinhaltung der Umset-
zung ist eine Nachzahlungsklausel vereinbart. Derzeit befinden sich die Maß-
nahmen noch in der Umsetzung, weshalb noch keine Aussage getroffen werden 
kann, ob die Auflagen als erfüllt anzusehen sind.
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10. Wie bewertet die Bundesregierung den Verkauf der Liegenschaft „Jäger-
kaserne“ in Trier-West?

a) Wer war der Käufer dieser Liegenschaft?

b) Welchen Verkehrswert hatte die Liegenschaft zum Zeitpunkt des Ver-
kaufs?

c) Welchen Verkaufspreis hat die BImA mit dem Käufer vereinbart?

d) Mit welcher Begründung erfolgte ein exklusiver Verkauf (ohne Aus-
schreibung) der Liegenschaft?

e) Welche übergeordneten kommunalen Ziele wurden durch den exklu-
siven, vergünstigten Verkauf erreicht?

f) Welche vertraglichen Vereinbarungen hat die BImA mit dem Käufer 
getroffen, um die Exklusivität des Verkaufs zu rechtfertigen?

g) Sieht die Bundesregierung diese Auflagen als erfüllt an?

h) Wie bewertet die Bundesregierung die Weitervermarktung der Lie-
genschaften im Rahmen einer wettbewerblichen Ausschreibung?

i) Wie viele Angebote im Rahmen der Weitervermarktung wurden bis 
zum Zeitpunkt der Beantwortung dieser Kleinen Anfrage nach 
Kenntnis der Bundesregierung eingereicht, und in welcher Höhe?

j) Wird die BImA Nachforderungen stellen, wenn der Weiterverkaufs-
preis durch die Weitervermarktung höher als der ursprüngliche Kauf-
preis sein sollte, und wenn nein, warum nicht?

k) Wie viele zusätzliche Sozialwohnungen (oberhalb der bestehenden 
kommunalen Regelungen zum Anteil des sozialen Wohnungsbaus) 
entstehen auf dem Gelände?

Die Fragen 10 bis 10k werden gemeinsam beantwortet.
Käufer dieser Liegenschaft war die Stadt Trier. Der Verkehrswert betrug 
1,95 Mio. Euro. Der von der Stadt Trier zu zahlende Kaufpreis betrug 1,6 Mio. 
Euro.
Die Jägerkaserne ist Teil des Bund-Länder-Förderprogramms „Stadtumbau“. 
Die Verbilligung wurde der Stadt Trier gemäß II. Ziffer 4 B) Nr. 4 der Verbilli-
gungsrichtlinie der BImA zur Beseitigung städtebaulicher Missstände gemäß 
§ 136 des Baugesetzbuches (BauGB) in Höhe von 350 000 Euro gewährt. 
Rechtliche Grundlage für den Direktverkauf ist der Beschluss des Haushalt-
sausschusses des Deutschen Bundestages vom 21. März 2012 zur Erstzugriff-
soption an Gebietskörperschaften oder mehrheitlich von diesen getragenen Ge-
sellschaften, für die Verbilligung der o. a. Haushaltsvermerk Nr. 60.3 und die 
Verbilligungsrichtlinie der BImA. Die Zweckerreichung wird durch entspre-
chende vertragliche Klauseln überwacht und sichergestellt. Derzeit befinden 
sich die Maßnahmen noch in der Umsetzung, weshalb noch keine Aussage ge-
troffen werden kann, ob die Auflagen als erfüllt anzusehen sind.
Wesentlicher Bestandteil beim Verkauf eines Grundstücks ist die Übertragung 
des Eigentums. Das Eigentum an einer Immobilie umfasst die volle Dispositi-
onsfreiheit und damit auch das Recht, das Grundstück wieder zu verkaufen. 
Diese volle Dispositionsbefugnis ist das wirtschaftliche Gegenstück zu dem 
vollen Wert, der den Kaufpreis darstellt. Beim Weiterverkauf einer Liegen-
schaft, die zum vollen Wert erworben wurde, macht die Kommune von diesem 
Recht Gebrauch. Auch beim Erwerb im Rahmen der Erstzugriffsoption behal-
ten Kommunen die Möglichkeit, die städtebauliche Entwicklung durch Aus-
wahl der Käufer (z. B. durch Konzeptvergabe, sozial- oder gemeinwohlorien-
tierte Bauträger, städtebauliche Verträge usw.) zu steuern.
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Beim Weiterverkauf einer Liegenschaft, die verbilligt erworben wurde, bleibt 
die erwerbende Kommune/erwerbende kommunale Gesellschaft zur Realisie-
rung des Verbilligungszwecks verpflichtet. Sie ist gleichzeitig verpflichtet, die 
Verbilligung weiterzugeben. Wird der Verbilligungszweck nicht erfüllt oder die 
Verbilligung nicht weitergegeben, ist die Verbilligung zurückzufordern.
Die vertraglichen Vereinbarungen sehen Nachzahlungen für höherwertige Nut-
zung, ersparte Abbruchkosten und die Erstattung der gewährten Verbilligung 
vor. Die Kommune ist verpflichtet, bei einem Weiterverkauf diese vertraglichen 
Vereinbarungen vollumfänglich an den Rechtsnachfolger weiterzugeben.
Wie viele Sozialwohnungen auf dem Gelände der Jägerkaserne entstehen wer-
den, wird die Stadt Trier – ggf. im Rahmen des Weiterverkaufs mit dem zu-
künftigen Investor – im Zusammenhang mit der Realisierung ihrer städtebauli-
chen Zielvorstellungen festlegen. Des Weiteren liegen keine Angaben zu Ange-
boten im Rahmen der Weitervermarktung vor.

11. Wie bewertet die Bundesregierung die Fälle, in denen private Gesell-
schafter als Teil einer gemeinsamen Gesellschaft mit Kommunen exklu-
siv und/oder vergünstigt Liegenschaften und Grundstücke der BImA er-
werben?

12. Sieht die Bundesregierung Probleme durch die Ausschaltung privaten 
Wettbewerbs durch die in Frage 11 genannten Gesellschafterkonstrukte?

Wenn ja, was plant die Bundesregierung, um den Wettbewerb wiederher-
zustellen?

13. Sieht die Bundesregierung Probleme, dass sich private Gesellschafter 
durch die in Frage 11 genannten Gesellschafterkonstrukte auf Kosten der 
Allgemeinheit Vorteile verschaffen?

Wenn ja, was plant die Bundesregierung, dagegen zu tun?

Die Fragen 11 bis 13 werden zusammen beantwortet.
Mit dem vom Haushaltsgesetzgeber im Einzelplan 60, Kapitel 6004, Titel 121 
01 ausgebrachten Haushaltsvermerk Nr. 60.3 sowie der vom Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages gebilligten VerbR 2018 ist für die BImA die 
rechtliche Grundlage zur verbilligten Veräußerung von entbehrlichen Liegen-
schaften für bestimmte Nutzungszwecke, u. a. für Zwecke des sozialen Woh-
nungsbaus, insbesondere an Kommunen und mehrheitlich von diesen getrage-
nen Gesellschaften geschaffen worden. Wie vor allem die Kommunen sich or-
ganisieren und gegebenenfalls mit privaten Gesellschaften verbinden, unterliegt 
der kommunalen Selbstverwaltungshoheit. Wenn Kommunen in entsprechen-
den Gesellschaften mehrheitlich vertreten sind, behalten sie die Steuerungs-
funktion und können den Kaufgegenstand zur Erfüllung der im Rahmen der 
Erstzugriff verbindlich erklärten Nutzungszwecke bzw. öffentlichen Aufgaben 
nutzen. Privilegierte Verkäufe an Gesellschaften, in denen zum Beispiel die 
Kommune nur eine Minderheitsbeteiligung hat, fallen nicht unter den Erstzu-
griff und werden daher auch nicht von der BImA vorgenommen.
Der privilegierte Direkterwerb unter Ausschluss des Immobilienmarktes im 
Rahmen der Erstzugriffs ist dabei nur möglich, wenn der Erstzugriffsberechtig-
te verbindlich erklärt, dass der Kauf unmittelbar der Erfüllung einer öffentli-
chen Aufgabe dient, zu der die Kommune/Gebietskörperschaft gesetzlich ver-
pflichtet ist oder die sie auf der Grundlage der jeweiligen Kommunal-/Landes-
verfassung/Gemeindeordnung wahrnimmt. In vielen Fällen des Erwerbs für öf-
fentliche Zwecke beziehungsweise für die öffentliche Daseinsvorsorge besteht 
im Übrigen kein Markt für solche Grundstücke (wie z. B. für Schulen, kommu-
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nale Bauhöfe, Spielplätze, Erschließungsanlagen wie öffentliche Straßen und 
Wege). Im Übrigen wirkt auch die BImA als das zentrale Immobilienunterneh-
men des Bundes im Rahmen der gesamtstaatlichen Verantwortung an der Da-
seinsvorsorge mit. Insoweit ist der privilegierte Direktverkauf von entbehrli-
chen BImA-Liegenschaften an Kommunen unter Ausschluss des Marktes als 
innerstaatlicher Vermögenstransfer zu sehen.
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